Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/728 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesentschädigungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

§ 190 a Abs. 1 des Bundesentschädigungsgesetzes 
in der Fassung des Gesetzes vom 29. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 559), zuletzt geändert durch 
das BEG-Schlußgesetz vom 14. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1315), erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist ein Antrag auf Entschädigung nach § 189 
rechtswirksam, aber ohne Darlegung des den einzel- 
nen Entschädigungsanspruchs begründenden Sach- 
verhalts, gestellt worden und werden die fehlenden 
Angaben nicht nach Aufforderung innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nachgeholt, so kann der 
Antrag als unzulässig abgelehnt werden." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 21. Juni 1966 


Erler und Fraktion 


Druck; Bonner Universitäts-Budniruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



